
 

 
 

Hanseatisches Oberlandesgericht in Bremen 
 

Az: 1 Ws 129/19  
zu 71 StVK 498/19 LG Bremen 
 

B E S C H L U S S 
in der Strafvollzugssache 

 

des    T. R. 
z. Zt. Klinikum X, Klinik für forensische Psychiatrie und Psy-

chotherapie 

 
- Beschwerdeführer – 

-  
Bevollmächtigter:  
Rechtsanwalt F., Bremerhaven 

 
 
g e g e n Senatorin für Gesundheit, Frauen und Verbraucherschutz 
 
 

- Beschwerdegegnerin – 
 
 
hat der 1. Strafsenat durch den Vorsitzenden Richter am Oberlandesgericht Dr. S., 
den Richter am Oberlandesgericht Dr. B. und den Richter am Oberlandesgericht 

Dr. K.  
 

am 12. Mai 2020 beschlossen: 
 

Die sofortige Beschwerde vom 06.09.2019 gegen den Beschluss der 

71. Strafvollstreckungskammer des Landgerichts Bremen vom 27.08.2019 

wird als unzulässig verworfen. 

Der Beschwerdeführer trägt die Kosten des Rechtsbeschwerdeverfahrens. 

Der Gegenstandswert wird auf 1.500,00 Euro festgesetzt. 
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Gründe 

I. 

Der Beschwerdeführer ist gem. § 63 StGB im Klinikum X, Klinik für forensische Psychiatrie 

und Psychotherapie, untergebracht. Am 20.06.2019 beantragte er die gerichtliche Entschei-

dung wegen des Widerrufs von Lockerungen und beantragte die Gewährung von Prozess-

kostenhilfe unter Beiordnung von Rechtsanwalt F.. Mit Beschluss vom 27.08.2019 hat die 

71. Strafvollstreckungskammer des Landgerichts Bremen die Anträge zurückgewiesen. 

Am 06.09.2019 legte der Beschwerdeführer Rechtsbeschwerde und Beschwerde gegen die 

Entscheidungen der Strafvollstreckungskammer ein. Die Senatorin für Gesundheit, Frauen 

und Verbraucherschutz hat am 20.09.2019 Stellung genommen und beantragt, die Rechts-

behelfe als unzulässig bzw. unbegründet zurückzuweisen. Am 02.10.2019 hat der Be-

schwerdeführer die Rechtsbeschwerde zurückgenommen, die Beschwerde gegen die Ver-

sagung der Prozesskostenhilfe aber aufrechterhalten.  

II. 

Die sofortige Beschwerde gemäß §§ 128 Nr. 2 StVollzG BR,  120 Abs. 2 StVollzG i.V.m. 

§ 127 Abs. 2 Satz 2 ZPO gegen die Versagung der Prozesskostenhilfe ist nicht statthaft . Die 

Strafvollstreckungskammer hat ihre Entscheidung mit den mangelnden Erfolgsaussichten 

begründet. In diesen Fällen ist im Verfahren nach dem Strafvollzugsgesetz die Beschwerde 

nicht statthaft, denn im Prozesskostenhilfeverfahren soll kein Rechtsmittel zu einer Instanz 

eröffnet werden, die nicht als Tatsacheninstanz mit der Hauptsache befasst werden kann 

(OLG Koblenz, Beschluss vom 05. November 2019 – 2 Ws 627/19 Vollz –, juris Rn 10; OLG 

Zweibrücken, 1 Ws 294/13 Vollz v. 18.02.2014 - juris Rn 4; OLG Hamburg NStZ-RR 2009, 

127). 

 

Die Kostenentscheidung beruht auf §§ 128 Nr. 2 StVollzG BR, 121 Abs. 2 StVollzG.  

 

https://www.juris.de/r3/document/BJNR005810976BJNE016103311/format/xsl/part/S?oi=F8HXGH3Pgh&sourceP=%7B%22source%22%3A%22Link%22%7D
https://www.juris.de/r3/document/BJNR005330950BJNE158402125/format/xsl/part/S?oi=F8HXGH3Pgh&sourceP=%7B%22source%22%3A%22Link%22%7D
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